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WÄRME-
PLANUNGS-
GESETZ
Für eine deutschlandweit
zukunftsfeste und bezahlbare
Wärmeversorgung

„Wir werden uns für eine flächendeckende Wärmeplanung und den Ausbau der Wärmenetze einset-
zen.“ Mit dem heutigen Beschluss des Bundeskabinetts wird dieser klare Arbeitsauftrag aus dem Ko-
alitionsvertrag nun umgesetzt. Mit dem Wärmeplanungsgesetz machen wir uns in ganz Deutschland
auf den Weg, unsere Wärmeerzeugung umzustellen – hin zu einer zukunftsfähigen, bezahlbaren und
klimaneutralen Wärmeversorgung.

Die Wärmeversorgung macht in Deutschland mehr als 50 Prozent des gesamten Endenergiever-
brauchs aus und verursacht einen Großteil des CO2-Ausstoßes. Denn rund 80 Prozent der Wärme-
nachfrage wird derzeit durch den Einsatz von fossilen Brennstoffen wie Gas und Öl gedeckt, die aus
dem Ausland bezogen werden. Von den rund 41 Millionen Haushalten in Deutschland heizt nahezu
jeder zweite mit Gas und knapp jeder vierte mit Heizöl. Fernwärme macht aktuell rund 14 Prozent
aus, jedoch wird diese bisher ebenfalls überwiegend aus fossilen Brennstoffen gewonnen.

Wie stark die Preise von Gas und Öl ansteigen können, wurde uns letztes Jahr vor Augen geführt.
Innerhalb kürzester Zeit verteuerten sich die Heizkosten aufgrund deutlicher Preissteigerungen die-
ser beiden fossilen Brennstoffe enorm. Für eine zukunftsfeste, verlässliche und vor allem bezahlbare
Wärmeversorgung werden wir zukünftig nur noch auf Erneuerbare Energien und die Nutzung un-
vermeidbarer Abwärme aus z. B. Industrieanlagen und Rechenzentren setzen.

Damit diese Umstellung gelingt und wir unsere Abhängigkeit von fossilen Brennstoffen zügig über-
winden können, soll zukünftig jede nach Maßgabe des Landesrechts planungsverantwortliche Stelle
– häufig werden dies die Kommunen sein – strategisch planen, welche Gebiete zukünftig in welcher
Weise mit Wärme (z. B. dezentral oder leitungsgebunden) versorgt werden sollen und in welcher
Weise erneuerbare Energien und unvermeidbare Abwärme bei Erzeugung und Verteilung genutzt
werden können. Ein herausragendes Ziel der Wärmeplanung ist es, den vor Ort besten und
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kosteneffizientesten Weg zu einer klimafreundlichen und fortschrittlichen Wärmeversorgung zu er-
mitteln. Der Bund unterstützt finanziell und beratend bei der Erstellung der Wärmepläne.

Zitat von Bundesbauministerin Klara Geywitz: „Die flächendeckende Wärmeplanung ist eine we-
sentliche Voraussetzung auf dem Weg zu einer bezahlbaren, klimaneutralen und zukunftsfähigen Wär-
meversorgung. Dieses Gesetz hilft dabei, den Ländern, den Kommunen und den Energieversorgern Pla-
nungs- und Investitionssicherheit zu geben und den Umstieg zu schaffen auf die Wärmeversorgung, die
vor Ort am besten passt. Viele Kommunen haben sich bereits aufgemacht, um für die Bürgerinnen und
Bürger einen kostengünstigen Weg zu finden. Andere fangen jetzt an. Damit dies gelingt, unterstützen
wir finanziell, wir helfen mit Vereinfachungen und längeren Fristen. Keine Kommune muss die Wärme-
planung alleine stemmen. Die Umstellung braucht Zeit, sie geht nicht von heute auf morgen. Aber wer
seine Wärmeversorgung jetzt umstellt, spart in Zukunft Energiekosten. Und das wollen wir gemeinsam
mit den Ländern, mit den Kommunen und mit den Bürgerinnen und Bürger erreichen.“

Die Wärmeplanung als zukünftiger
bundesweiter Standard

Das Wärmeplanungsgesetz schafft die recht-
liche Grundlage für die verbindliche und
systematische Einführung einer flächende-
ckenden Wärmeplanung in ganz Deutsch-
land. Die Wärmeplanung soll als wegwei-
sendes Instrument auf der Grundlage der lo-
kalen Gegebenheiten einen Weg aufzuzei-
gen, wie zukünftig Schritt für Schritt die
Wärmeversorgung auf die Nutzung von Er-
neuerbaren Energien oder unvermeidbarer
Abwärme umgestellt werden kann. Das
Wärmeplanungsgesetz enthält Vorgaben für
Inhalte und eine sinnvolle Abfolge von ein-
zelnen Arbeitsschritten bis zur Erstellung ei-
nes Wärmeplans und daneben auch zeitlich
gestaffelte Vorgaben an die Wärmenetzbe-
treiber zur Dekarbonisierung ihrer Netze.

In einigen Bundesländern wie Baden-Würt-
temberg oder Schleswig-Holstein wird die
Wärmeplanung bereits umgesetzt. Auch
viele Gemeinden, in denen es noch keine
Vorgaben seitens ihres Bundeslandes gibt,
sind vielerorts schon dabei, Wärmepläne
aufzustellen. Insgesamt ist fast jede fünfte
Stadt (21 Prozent) bereits mit der Aufstel-
lung oder Umsetzung einer Wärmeplanung
befasst. Damit werden deutschlandweit be-
reits die Weichen für eine moderne,

klimafreundliche, verlässliche und bezahl-
bare Wärmeversorgung gestellt. Der vorlie-
gende Gesetzentwurf setzt erstmals bundes-
weite Standards. Bereits bestehende Wärme-
pläne werden durch das Bundesgesetz aner-
kannt und müssen erst im Rahmen der Fort-
schreibung die bundesrechtlichen Regelun-
gen erfüllen.

Wärmeplanung in Europa

In vielen europäischen Ländern ist die Wär-
meplanung bereits Realität. Dänemark zählt
hierbei zu den Vorreitern. Unser Nachbar-
staat hatte bereits anlässlich der Ölkrise in
den 70er-Jahren Möglichkeiten gesucht, wie
die nationale Energieversorgung der Zu-
kunft sichergestellt werden kann. Ende der
70er-Jahre wurden dänische Kommunen
verpflichtet, langfristige Wärmepläne zu er-
stellen und auf Erneuerbare Energiequellen
und Fernwärmenetze zu setzen.

Im Wärmeplanungsgesetz sind auch Mög-
lichkeiten einer grenzüberschreitenden Be-
teiligung an der Wärmeplanung angespro-
chen. Die beiden Städte Straßburg und Kehl
sowie Görlitz und Zgorzelec zeigen, dass
eine grenzüberschreitende Wärmeversor-
gung möglich ist. An der deutsch-französi-
schen Grenze wird voraussichtlich ab 2027
die unvermeidbare Abwärme des lokalen

https://um.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-um/intern/Dateien/Dokumente/2_Presse_und_Service/Publikationen/Energie/Leitfaden-Kommunale-Waermeplanung-barrierefrei.pdf
https://um.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-um/intern/Dateien/Dokumente/2_Presse_und_Service/Publikationen/Energie/Leitfaden-Kommunale-Waermeplanung-barrierefrei.pdf
https://www.klimaschutz-niedersachsen.de/zielgruppen/kommunen/kommunale-waermeplanung.php
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Stahlwerkes tausende Haushalte auf beiden
Seiten des Rheins mit Wärme versorgen. An
der deutsch-polnischen Grenze ist eine kli-
maneutrale Fernwärmeerzeugung ab 2030
vorgesehen. Dadurch rückt Europa noch nä-
her zusammen.

Das Gesetz erhöht die Planungs- und
Investitionssicherheit

Für Wärme-, Gas- und Stromverteilnetzbe-
treiber sowie Gewerbe- und Industriebe-
triebe ist es wichtig, dass sie bei Investitions-
entscheidungen genügend Vorlauf bei der
Planung haben. Auch Gebäudeeigentümer
wünschen sich Informationen darüber, wel-
che Art von Wärmeversorgung in ihrer Um-
gebung zukünftig realisiert werden soll. Mit
dem Wärmeplanungsgesetz können sich alle
an einem fundierten Rahmen orientieren.
Damit lassen sich langfristig die notwendi-
gen personellen und technischen Kapazitä-
ten aufbauen, um bis zum Jahr 2045 eine
kosteneffiziente und klimafreundliche Wär-
meversorgung sicherzustellen.

Zudem ist die Wärmeplanung auch ein
Stück weit moderne Industriepolitik. Denn:

Als Wärmeversorgungsoption wird die Ka-
tegorie Wasserstoffnetz eingeführt. Gebiete
können im Wärmeplan als Wasserstoffnetz-
gebiet ausgewiesen werden, wenn die Be-
treiber einen verbindlichen Fahrplan für die
Umstellung des Gasnetzes auf Wasserstoff
vorlegen. Wir schaffen damit Platz für tech-
nologische Innovationen bei der Energie-
und Wärmeversorgung, denn der Hochlauf
von grünem Wasserstoff als Option für eine
klimafreundliche Wärmeversorgung steht
derzeit noch in den Startlöchern.

Klare Zuständigkeiten und gute
Planbarkeit

Damit bei der Wärmeplanung niemand
überfordert wird, sind die Fristen für die Er-
stellung der Wärmepläne nach der Einwoh-
nerzahl der jeweiligen Gemeindegebiete ge-
staffelt.

Für Gemeindegebiete mit mehr als 100.000
Einwohnern muss bis zum 30. Juni 2026 ein
Wärmeplan erstellt werden. Für alle Ge-
meindegebiete mit weniger Einwohnern be-
steht hierfür Zeit bis zum 30. Juni 2028.

Abbildung 1: Fristen für die Erstellung der Wärmepläne
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Stichtag für die Einwohnerzahl ist der 1.
Januar 2024. Für die kleineren Gemeinden
unter 10.000 Einwohnern können zudem
vereinfachte Verfahren mit reduzierten An-
forderungen vorgesehen werden. Zugleich
können sich kleinere Gemeinden auch zu-
sammenschließen und in einem sogenann-
ten „Konvoi-Verfahren“ einen gemeinsamen
Wärmeplan erstellen.

Die verfügbaren Wärmeerzeugungs- und
Energiequellen, die Infrastrukturen und der
Verbrauch sind in jeder Kommune, jedem
Stadtteil oder Gewerbegebiet unterschied-
lich. Stadtwerke sowie andere Wärme- und
Energieversorgungsunternehmen sollen mit
der für die Wärmeplanung nach Landes-
recht zuständigen Stelle (in der Regel dürfte
dies die Kommune sein) Strategien für maß-
geschneiderte Wärmeversorgungskonzepte
entwickeln, die die jeweiligen regionalen
Unterschiede abbilden. Wie unterschiedlich
die Regionen Deutschlands aufgestellt sind,
zeigen beispielhaft die Wärmenetzan-
schlüsse: Während 30 Prozent der Haushalte
in Ostdeutschland an ein Wärmenetz

angeschlossen sind, liegt die Zahl in West-
deutschland derzeit bei knapp 10 Prozent.
Wärmenetze können eine flexible und – im
Vergleich mit anderen Heizungsarten – be-
sonders kosteneffiziente klimaneutrale Lö-
sung für die Wärmeversorgung von Kom-
munen oder Stadtquartieren sein. Denn sie
ermöglichen es, den Wärmebedarf ohne
Neuinstallation einer Einzelheizung aus
zentralen, zukünftig erneuerbaren Quellen
zu decken. Zudem können sie verschiedene
erneuerbare Energiequellen und unver-
meidbare Abwärme in die Wärmeversor-
gung integrieren und besonders effizient die
Nutzung von Strom und Wärme miteinan-
der verbinden. Wärmenetze sollen daher
möglichst überall dort auf- und ausgebaut
werden, wo die leitungsgebundene Wärme-
versorgung Kostenvorteile gegenüber einer
dezentralen klimaneutralen Eigenversor-
gung aufweist.

Das Wärmeplanungsgesetz gibt bestimmte
Ziele für die Erzeugung der Wärme in Wär-
menetzen vor: Neue Wärmenetze sollen ab
2024 einen Anteil Erneuerbarer Energien

Abbildung 2: Ziele für die Erzeugung der Wärme aus Erneuerbaren Energien in Wärmenetzen
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bzw. unvermeidbarer Abwärme in Höhe
von 65 Prozent erreichen. Bis 2030 müssen
bestehende Wärmenetze zu 30 Prozent aus
Erneuerbaren Energien, aus Abwärme oder
aus einer Kombination von beiden betrie-
ben werden. Bis 2040 soll dieser Anteil bis
zu 80 Prozent betragen. Das Ziel ist ein voll-
ständiges fossilfreies Wärmenetz bis 2045.

Schrittweise Verfahren – Dynamik im
Blick

Bei der Wärmeplanung müssen immer zwei
Fragen beantwortet werden:

1. Wie viel Wärme wird aktuell vor Ort
gebraucht?

Hierzu wird eine sogenannte Bestandsana-
lyse, der sogenannte Ist-Zustand, erstellt.
Darin werden der derzeitigen Wärmebedarf
oder-verbrauch einschließlich der hierfür
eingesetzten Energieträger, die vorhande-
nen Wärmeerzeugungsanlagen und die für
die Wärmeversorgung relevanten Energie-
infrastrukturanlagen ermittelt.

2. Mit welcher Wärmequelle und Infra-
struktur kann die Wärme in Zukunft
bereitgestellt werden und wie hoch ist
der zukünftige Wärmebedarf?

Danach folgt eine sogenannte Potenzialana-
lyse. Dabei wird u.  a. geprüft, welche unter-
schiedlichen Quellen für erneuerbare Ener-
gien und unvermeidbare Abwärme perspek-
tivisch für die Wärmeversorgung verfügbar
sind. Das kann z. B. die Abwärme aus lokalen
Rechenzentren sowie erneuerbare Energie
aus Abwasser, Solarthermie, Geothermie, Bi-
omasse, grünem Wasserstoff oder anderen
Quellen sein.

Die planungsverantwortlichen Stellen ent-
wickeln auf Grundlage der Potentialanalyse
Zielszenarien, eine Einteilung des Gebiets in
voraussichtliche Wärmeversorgungsgebiete
und eine Umsetzungsstrategie.

Um sich verändernde Rahmenbedingungen
und Lerneffekte zu berücksichtigen, ist eine
regelmäßige Überprüfung und Aktualisie-
rung der Wärmepläne vorgesehen.

Abbildung 3: Schritte zur Erstellung eines Wärmeplans
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Im Ergebnis zeigt die Wärmeplanung ganz
konkret Gebiete, die zentral über ein
Wärmenetz, über ein Wasserstoffnetz oder
dezentral über Anlagen in oder an Gebäuden
(z. B. eine Wärmepumpe oder ein Biomasse-
kessel) versorgt werden können. Für den
Fall, dass die Entscheidung hierüber noch
nicht getroffen werden kann oder dass be-
lastbare Überlegungen zur Umstellung des
Gasnetzes auf grünes Methan (z. B. Biome-
than) vorliegen, wird das betroffene Gebiet
als Prüfgebiet ausgewiesen. Der Wärmeplan
wird anschließend durch die nach Maßgabe
des Landesrechts zuständige Stelle beschlos-
sen und im Internet veröffentlicht. So kön-
nen Gebäudeeigentümer transparent einse-
hen, welche Versorgung in ihrem Gebiet vo-
raussichtlich vorgesehen ist und welche Op-
tionen für sie zukünftig zur Verfügung ste-
hen sollen.

Gesetzlicher Rahmen –
Gebäudeenergiegesetz (GEG) und Wärme-
planungsgesetz gehen Hand in Hand

Der Entwurf des Gebäudeenergiegesetzes ist
technologieoffen gestaltet. Es sieht

verschiedene Erfüllungsoptionen im Rah-
men der geplanten 65 Prozent Erneuerbare-
Energie-Vorgabe vor. Eine davon ist der An-
schluss an ein Wärmenetz. Der Entwurf des
GEG enthält daher auch Verknüpfungen zur
kommunalen Wärmeplanung.

Planungen weiterführen – Wissen teilen

Betreiber von Wärme- und Verteilernetzen
(Strom, Gas) sollen ihre vorhandenen Pla-
nungen der zuständigen Stelle mitteilen und
die Festlegungen des Wärmeplans in ihren
Aus- und Umbauplanungen berücksichti-
gen.

Als methodische Handreichung für die
Kommunen oder anderen Planungsverant-
wortliche ist ein „Leitfaden Wärmeplanung“
vorgesehen. In diesem werden die Anforde-
rungen des Gesetzes (unverbindlich) näher
erläutert, um die planungsverantwortlichen
Stellen zu unterstützen. Direkt an die Kom-
munen richtet sich das Kompetenzzentrum
Kommunale Wärmewende (KWW) in Halle
mit umfangreichen Informationen und Un-
terstützungsangeboten.

Abbildung 4: Vorreiter-Kommunen

https://www.kww-halle.de/
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Einige Vorreiter wie beispielsweise Rostock,
Freiburg oder der Landkreis Lörrach haben
bereits kommunale Wärmepläne erstellt, die
online abrufbar sind –von diesen Erfahrun-
gen können andere Kommunen profitieren.

Wie können sich Öffentlichkeit und an-
dere wichtige Akteure an der Wärmepla-
nung beteiligen?

Die relevanten Weichenstellungen für die
Wärmeplanung werden regional und lokal
vor Ort getroffen. Die dazu notwendigen
langfristigen strategischen Entscheidungen
müssen mit den Bürgerinnen und Bürgern
und anderen für diese Entscheidungen not-
wendigen Akteuren diskutiert und später
auch umgesetzt werden. Bei der Erstellung
der Wärmepläne ist daher eine breite gesell-
schaftliche Beteiligung vorgesehen: Öffent-
lichkeit, Betreiber von Energie- und Wärme-
versorgungsunternehmen, Träger öffentli-
cher Belange, Großverbraucher, Energiege-
meinschaften und andere sollen in den Pro-
zess einbezogen werden.

Finanzielle Förderung der Kommunen
durch den Bund

Die Bundesregierung fördert aktuell die
Wärmeplanung mit der Impulsförderung
Wärmeplanung aus der Kommunalrichtlinie
der Nationalen Klimaschutzinitiative (NKI).
Bis zum 31. Dezember 2023 können An-
tragsberechtigte eine Förderquote von bis zu
90 Prozent, finanzschwache Kommunen so-
gar eine Vollfinanzierung der zuwendungs-
fähigen Ausgaben für die Erstellung eines
Wärmeplans beantragen.

Der Bund hat ein erhebliches, übergeordne-
tes Interesse an der Erreichung der Klima-
schutzziele. Die Dekarbonisierung der Wär-
meversorgung ist dafür ein zentraler Bau-
stein. Der Bund wird die Wärmeplanung
deshalb zeitlich befristet auch nach 2023 mit
Bundesmitteln finanziell unterstützen. Da-
für stehen seitens des Bundes bis 2028 500
Millionen Euro bereit. Wir werden dazu mit
den Ländern eine Verwaltungsvereinbarung
abschließen.

Darüber hinaus fördert das BMWSB seit
2022 die energetische Stadtsanierung. Hier-
bei werden energetische integrierte Quar-
tierskonzepte für Klimaschutz und Klimaan-
passung gefördert; für die Begleitung der
Umsetzung kann anschließend ein Sanie-
rungsmanagement beantragt werden. An-
tragsberechtigte können einen Zuschuss von
75 Prozent erhalten; Kommunen müssen ei-
nen Eigenanteil von mindestens fünf Pro-
zent nachweisen. Damit lassen sich Anfor-
derungen an energetische Gebäudesanie-
rung, effiziente Energieversorgungssysteme
und der Ausbau erneuerbarer Energien mit
demografischen, ökonomischen, städtebau-
lichen und wohnungswirtschaftlichen Fra-
gestellungen verknüpfen.

Zudem sind seit 2021 mit zinsverbilligten
Krediten auch investive Maßnahmen für die
Anpassung an den Klimawandel (grün-blaue
Infrastruktur) förderfähig. Pro Jahr stehen
insgesamt 70 Millionen Euro Bundesmittel
zur Verfügung.
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Weitere Informationen zum Wärmeplanungsgesetz stehen bereit unter: www.bmwsb.bund.de/wpg

Stand: 16. August 2023

Der Gesetzentwurf wurde am 16. August 2023 vom Bundeskabinett beschlossen und befindet
sich nun im parlamentarischen Verfahren. Ende dieses Jahres soll das Gesetz von Bundestag
und Bundesrat beschlossen werden und zum 1. Januar 2024 in Kraft treten. Das Gesetz bedarf
dabei nicht der Zustimmung des Bundesrates.

Ergänzend erfolgen Änderungen des Baugesetzbuchs, die die Umsetzung der Wärmeplanung
unterstützen, sowie eine Anpassung im Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung


